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Der Bundesvoranschlag 1976 
Der Bundesvoranschlag1) für das Jahr 1976 enthält 
im Grundbudget Ausgaben von 21542 Mrd. S und 
Einnahmen von 179 36 Mrd S Der Abgang beträgt 
somit 36 06 Mrd S. Neben dem Grundbudget ist wie 
in den Vorjahren ein Konjunkturausgleichsvoran­
schlag vorgesehen, der eine Stabi l is ierungsquote und 
eine Konjunkturbelebungsquote mit Ausgaben von 
insgesamt 7 06 Mrd. S (1975: 6 67 Mrd. S) umfaßt. 

Übersicht 1 
Der Bundesvoranschlag 1976 

1975 1976 1976 Veränderung 
Schät- BVA ' ) BVA ' ) 1976 gegen 1975 
zung ohne mit ohne mit 

Konjunkturaus- Konjunkturaus­
gleichsvoranschlag gleichsvoranschlag 

Mrd. S % 

Grundbudget 
Au sgaben 

Voranschlag . 184 4 215 4 215 4 + 1 6 8 + 1 6 8 

Budgetüberschreitungs­
gesetze und sonstige Mehr ­
ausgaben 8 9") — __ — — 

Stabilisierungsquote 3 4 - 3 5 - + 2 9 

Konju nkturbe lebung s-
3 3 — 3 6 — + 9 1 

Gesamtsumme Ausgaben 2 0 0 0 215"4 222'5 + 7 T + 1 1 "3 
158 0 179 4 179 4 + 1 3 5 + 13 5 

iebarungsabgang 42*0 36'0 43'1 - 1 4 " 3 + 2 6 

' ) BVA = Bundesvoranschlag — 2 ) N a c h Abzug von Ausgabenrückstellungen 

Um den Bundeshaushalt stärker als konjunkturpol i ­
t isches Instrument einsetzen zu können und einen 
f lexibleren Budgetvoi lzug zu ermögl ichen, ist ge­
plant, daß der Finanzminister bei Vor l iegen im Bun-
desfinanzgesetz genau angeführter Voraussetzungen 
die Ausgaben aus dem Konjunkturausgleichsbudget 
f re igeben darf und bei einem konjunkturbedingten 
Zurückble iben der Einnahmen hinter dem Voran­
schlag die Mindereinnahmen bis zu 5% der in der 
ordent l ichen Gebarung veranschlagten Einnahmen 
durch Kredite f inanzieren kann. 

1976 schwächere expansive Effekte als 1975 

Eine Analyse des Bundesvoranschlages 1976 muß 
auch die Entwicklung des Bundeshaushaltes 1975 
berücksicht igen. 1975 wurde der Bundeshaushalt von 
der starken Konjunkturabschwächung geprägt Um 
die Konjunktur zu stützen, wurde neben den veran­
schlagten Ausgaben des Grundbudgets der gesamte 

*) Dieser Aufsatz stützt s ich auf die Regierungsvor lage 
Al l fä l l ige Änderungen, die in den par lamentar ischen Bera­
tungen vorgenommen werden konnten nicht mehr berück­
sicht igt werden 

Konjunkturausgleichsvoranschlag in Höhe von 
6 7 Mrd. S freigegeben. Außerdem wurden zwei Bud ­
getüberschrei tungsgesetze beschlossen und sonst ige 
Mehrausgaben getätigt, denen al lerdings auch Aus­
gabeneinsparungen gegenüberstehen Insgesamt 
wi rd gegenwärt ig für 1975 mit Ausgaben von rund 
200 Mrd. S gerechnet, um rund 16 Mrd.. S ( + 8 V 2 % ) 

mehr als veranschlagt. Im Gegensatz zu f rüheren 
Jahren stehen den Mehrausgaben aber keine Mehr­
einnahmen, sondern konjunkturbedingte Minderein­
nahmen gegenüber Die Einnahmen werden zwar 
1975 etwa gleich stark zunehmen wie das nominel le 
Brut to-Nat ionalprodukt ( + 6 V 2 % ) , bleiben aber mi t 
voraussicht l ich etwa 158 Mrd. S um rund 10 Mrd. S 
hinter dem Voranschlag zurück. Der Gebarungs­
abgang dürfte somit 1975 rund 42 Mrd.. S (Bundes­
voranschlag 1975: 163 Mrd. S) betragen 

Der Bundeshaushalt wurde 1975 bewußt zur Stützung 
der deut l ich nachlassenden Nachfrage eingesetzt 
Mißt man die konjunkturel le Wirksamkeit des Bun ­
deshaushaltes an der Entwicklung des in landwirk­
samen Saldos, so lassen s ich die starken expansiven 
Effekte im Jahr 1975 deut l ich erkennen Das inland­
wirksame Defizit w i rd etwa 30 Mrd. S betragen (rund 
4 V 2 % des Brutto-Nationalproduktes) und damit er­
hebl ich höher sein als 1974 (5 8 Mrd. S; rund 0 9 % 
des Brut to-Nat ionalproduktes). 

Übersicht 2 
Inlandwirksamer Saldo 

1974 1975 1 976 1976 
Erfolg Schätzung B V A ohne BVA mit 

Konjunkturausgleichs­
voranschlag 

Mrd S 

Gesamtausgaben 167 1 200 0 215 4 222 5 

Minus nachfrageunwirksame 
Ausgaben - 1 4 2 - 1 4 5 - 1 9 9 - 1 9 9 

Nachf ragewi rksame Ausgaben 1 5 2 9 185 5 1 9 5 5 202 '6 
Gesamteinnahmen 148 6 158 0 179 4 179 4 

Minus nachfrageunwirksame 
Einnahmen - 1 5 - 3 1 - 3 1 - 3 1 

Bereinigte Einnahmen 147M 1 5 4 9 1 7 6 3 176*3 

In landwirksames Defizit 5 8 30 6 1 9 2 26 3 

Da 1975 voraussicht l ich Einnahmen und Ausgaben 
erhebl ich vom Voranschlag abweichen werden, ist 
für die Beurtei lung des Bundesvoranschiages 1976 
der herkömml iche Vergleich mit dem Voranschlag 
des Vorjahres wenig aussagekräft ig. Es empfiehlt 
sich daher zum Vergleich das voraussicht l iche Ergeb­
nis für 1975 heranzuziehen. Eine solche Gegenüber­
stel lung ist al lerdings nur mit einem gewissen Fehler-
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Spielraum mögl ich, wei l die Einnahmen und Aus­
gaben im Jahre 1975 nur grob gegl iedert werden 
können. Dennoch lassen sich zumindest die Ten­
denzen erkennen und die Auswirkungen abschätzen, 
die vom Bundeshaushalt 1976 ausgehen 

Gesamtausgaben und Saldo des Budgets 1976 wer­
den nicht unerhebl ich davon abhängen, ob das Kon­
junkturausgle ichsbudget freigegeben wi rd , und die 
Fieigabe ihrerseits hängt von der noch nicht voll 
übersehbaren Konjunkturentwicklung ab. Je nach­
dem, ob man das Konjunkturausgleichsbudget für 
notwendig oder entbehrl ich' hält, um die dem Voran­
schlag zugrunde l iegende wirtschaftl iche Entwicklung 
zu gewährleisten, bieten sich zwei Vergleiche für 
1976 mit dem voraussicht l ichen Erfolg 1975 an. 

Wenn der Bund im kommenden Jahr nur die im 
Grundbudget vorgesehenen Ausgaben tätigt, verr in­
gert sich das in landwirksame Defizit von 30 Mrd. S 
(1975) auf 19 2 Mrd. S (2 8% des Brutto-Nat ional­
produktes).. Die inlandwirksamen Ausgaben des 
Grundbudgets sind dann um 5 1 / 2 % höher als 1975. 
Sie nehmen damit schwächer zu, als das nominel le 
Produkt ionspotent ial 1 ) voraussicht l ich wachsen wird 
Außerdem werden die Entzugseffekte der Öffent­
l ichen Einnahmen durch die Erhöhung der Mehrwert­
steuer und der Postgebühren stärker Die nachfrage­
wirksamen Einnahmen des Bundes werden im kom­
menden Jahr um 1 3 8 % steigen und damit stärker 
zunehmen als das nominel le Brutto-Nat ionalpro-
dukt. 

Selbst wenn 1976 der gesamte Konjunkturausgleichs­
voranschlag freigegeben wi rd , dürf te das inland­
wirksame Defizit mit 263 Mrd. S (3 7% des Brutto-
Nationalproduktes) etwas niedriger sein als 1975.. 
Die in landwirksamen Ausgaben würden um 9 2 % 
steigen, und der Bund könnte das gesamtwirtschaft­
l iche Produkt ionspotent ial etwa im gleichen Ausmaß 
nutzen wie 1975. 

Diese Ergebnisse müßten modif iziert werden, fal ls 
die wir tschaft l iche Entwicklung nennenswert von der 
prognost iz ierten abweicht und (oder) aus sonstigen 
Gründen Mehrausgaben anfal len, die nicht durch 
Mehreinnahmen gedeckt werden Mit diesen Ein­
schränkungen läßt sich behaupten, daß der Bundes­
haushalt 1976 zwar expansiv bleibt, aber nicht mehr 

*) Zur Berechnung des realen ..Potential Output" für Öster­
reich s iehe: F.. Breuss' Potential Output. Ein Beitrag zur 
Messung der gesamtwir tschaf t l ichen Kapazitätsauslastung 
und konjunkturel ler Ungle ichgewichte, Empir ica 2/75. Für 
die Ermit t lung des nominel len Potentials Output s ind A n ­
nahmen über die Preissteigerungsraten er forder l ich. Die 
einfachste Annahme, die auch der Internationale Währungs­
fonds und zuletzt der deutsche Sachverstand igen rat unter­
steilt ist die Gleichsetzung der Preissteigerungsrate mit 
dem Deflator des Brutto-Nat ionalproduktes. 

so stark wie 1975 Al lerdings ist zu berücksicht igen, 
daß ein Teil der expansiven Maßnahmen des Jahres 
1975 erst im nächsten Jahr spürbar werden wi rd . 

Übersicht 3 
Ausgaben in ökonomischer Gliederung 

1974 1975 1976 1 976 1976 1 976 
Erfolg Schot- BVA BVA BVA BVA 

zung ohne mit ohne mit 

Konjunktur- Konjunktur -
•usgleichs- ausgleichs-

voranschlag Voranschlag 
Mrd S Veränderung 

gegen das V o r ­
jahr in ° / 0 

Ausgaben 
zur Erstellung v Leistungen 82 5 97 3 101 2 1 0 6 6 + 4 0 + 9 6 
zur Einkommensumverfei lg 52 4 65 6 69 8 69 8 + 6 4 + 6 4 
zur Finanzierung 32 2 3 7 1 44 4 46 1 + 1 9 7 + 2 4 3 

Summe 167 1 200'0 2 1 5 4 222'5 + 7'7 + 1 1 ' 3 

in % der Gesamtausgaben 
Au sgaben 
zur Erstellung v Leistungen 49 4 4 8 7 47 0 47 9 

zur Einkommensumverrei lg 31 3 32 8 32 4 31 4 

1 9 3 1 8 5 20 6 20 7 

Summe 1 0 0 0 1 0 0 0 1 0 0 0 100*0 

Für die Beurtei lung der Konjunkturwirksamkei t des 
Bundeshaushaltes ist neben der Saldenbetrachtung 
vor al lem die Ausgabenstruktur entscheidend. 1975 
wurden vor al lem jene Ausgaben stärker ausgeweitet, 
von denen starke Nachfrageeffekte ausgehen Die 
expansiven Wirkungen, die sich auf Grund der Sal­
denentwicklung erkennen lassen, werden durch die 
Strukturverschiebungen verstärkt. 1976 hingegen ver­
lagert sich die Ausgabenstruktur deut l ich zu jenen 
Ausgaben, von denen keine oder geringere Nach­
frageeffekte erwartet werden können.. Die Ausgaben 
für den Finanzschuldendienst (Ti lgungen und Zinsen) 
steigen 1976 überdurchschni t t l ich, jene für Käufe von 
Gütern und Leistungen werden hingegen schwächer 
ausgeweitet ( + 4%) , selbst dann, wenn man den 
gesamten Konjunkturausgleichsvoranschlag mit­
berücksicht igt (-f 9'/ 2%).. Im kommenden Jahr dürf te 
daher die Änderung in der Ausgabenstruktur die 
Abschwächung der expansiven Effekte unterstützen 

Zurückhaltende Investitionstätigkeit des Bundes 

Der kräft ige Einsatz des Bundeshaushaltes zur Stut­
zung der gesamtwirtschaft l ichen Nachfrage 1975 und 
voraussicht l ich auch 1976 wirft die Frage nach den 
quantitat iven und qualitat iven Grenzen dieser Poli t ik 
auf. Dieser Fragenkomplex ist v ie lschicht ig und läßt 
sich in einem knappen Budgetber icht nur andeu­
tungsweise behandeln. Quantitat ive Grenzen ergeben 
sich zunächst daraus, daß unter den gegebenen inst i­
tut ionel len Bedingungen große und konjunkturpol i ­
t isch ins Gewicht fal lende Änderungen im Budget 
nur schwer administr iert und f inanziert werden kön­
nen. Das wird deut l ich, wenn man die Budgetgrö-
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ßen mit anderen gesamtwir tschaft l ichen Größen ver­
gleicht. Das in landwirksame Budgetdefizi t w i rd 1975 
im Budgetvol lzug um rund 23 Mrd S zunehmen. Die 
Ausfuhr wi rd hingegen 1975 um etwa 30 Mrd. S nied­
riger sein als im Herbst 1974 hätte erwartet werden 
können Die Zunahme des in landwirksamen Defizites 
würde 1975 somit nicht ausreichen, diesen Ausfal l 
an Auslandnachfrage zu ersetzen Ähnl iches gi l t für 
die Investi t ionsausgaben des Bundes. Obwohl der 
Bund 1975 seine Investit ionen kräftig erhöhte, kann 
dennoch ein Stagnieren der gesamten Investit ionen 
nicht verhindert werden. Durch die Steigerung der 
Bundesausgaben läßt s ich daher der Ausfal l an 
privater Nachfrage nur bremsen, aber nicht voll 
kompensieren Al lerd ings müssen darüber hinaus die 
Mult ipl ikatoreffekte der zusätzl ichen Nachfrage 
des Bundes berücksicht igt werden.. 

Übersicht 4 
Investitionsausgaben des Bundes 

1974 1975 1976 1976 1976 1976 
Erfolg Schät­ BVA BVA BVA BVA 

zung ahne mit ohne mit 
Konjunktur- Konjunktur-
ausg ekhs- ausg'eichs-

Voranschlag voranschiag 
Mrd S Veränderung 

gegen das V o r ­
jahr in % 

Bauten 11 6 17 1 14 8 17 7 - 1 3 4 + 3 5 
in % der gesamten ßou-

;nvesf ff Jonen') 11 2 16 S 13 9 16 6 

Ausrüstungen 3 5 4 6 3 9 5 2 - 1 5 2 + 1 3 0 
in % der gesamten Aus-

rüstungsinvesliiianen') S 1 6 7 5 4 7 3 

Bundesinvestilionen insges 15 1 21 7 1 8 7 22 9 - 1 3 8 + 5 5 
i n % de r gesa m le n Inves f / f j one n' ] 8 7 12 6 10 S 12 8 

' ) G e m ä ß volkswirtschaftl icher Gesamtrechnung 

Stärker noch als die quanti tat iven fal len die quali­
tativen Beschränkungen der Nachfragesteuerung 
durch den Bundeshaushalt ins Gewicht Der Bund 
kann auf Grund seiner Ausgabenstruktur zusätzl iche 
(unmittelbare) Nachfrage nur tei lweise in jenen Be­
reichen schaffen, wo private Aufträge ausfal len. Die 
Bundesinvest i t ionen machen nur rund 10% der ge­
samten Investit ionen aus. Sie konzentr ieren sich 
jedoch auf wenige Wirtschaftszweige, die anderer­
seits stark von den Auf t rägen des Bundes abhängen 
Der Großtei l —- rund 8 0 % der Investit ionen des 
Bundes — entfällt auf Bauten (16% der gesamten 
Bauinvesti t ionen in Österreich), vor al lem auf den 
Tiefbau. Der nominel le Rückgang der Ausgaben für 
Bauten im Grundbudget 1976 trifft vor al lem den 
Straßenbau, für den 1976 5 4 Mrd S vorgesehen 
sind. Die kräft ige Steigerung der Ausgaben für Stra­
ßenbauten im Jahr 1975 wi rd al lerdings zum Teil 
erst im kommenden Jahr spürbar werden und den 
Rückgang tei lweise kompensieren Die Sondergesel l ­
schaften werden 1976 im Straßenbau voraussicht l ich 
nicht mehr investieren als im laufenden Jahr Auch 

für den Hochbau hat der Bund im Grundbudget mit 
3 9 Mrd.. S weniger vorgesehen, als 1975 ausgegeben 
wi rd Hier lassen sich jedoch Nachfrageausfäi ie des 
Bundes leichter durch die private Nachfrage erset­
zen Der private Sektor und die übrigen Gebiets­
körperschaften zusammen müßten 1976 nominel l um 
rund 3 % mehr in Bauten investieren, wenn der Bund 
nur das Grundbudget einsetzt und die vorläuf ige 
Inst i tutsprognose der Bauinvesti t ionen erreicht 
werden soll. Der gleiche Effekt ließe s ich erzielen, 
wenn man von den vorsicht igen Annahmen der Insti­
tutsprognose ausgeht und der Konjunkturaus­
gleichsvoranschlag eingesetzt wi rd , der Ausgaben 
für Bauten von rund 2 9 Mrd.. S enthält 
Bei den Ausrüstungsinvest i t ionen ist der Antei l des 
Bundes geringer als bei den Bauten (1975: 6 7 % , 
1976: 5 4%).. Die Nachfrage konzentriert sich jedoch 
hier auf wenige Branchen, in denen zum Teil mehr 
als die Hälfte des Umsatzes auf Aufträge des Bundes 
entfällt. Auch für Ausrüstungsinvest i t ionen beab­
sichtigt der Bund mit 3 9 Mrd. S weniger auszugeben 
als 1975. Dieser Ausfal l könnte aber global gesehen 
durch eine zusätzl iche Steigerung der privaten Nach­
frage nach Investit ionsgütern um 1 % nominel l wett­
gemacht werden. Branchenmäßig breiter gestreut als 
die Investit ionen sind die laufenden Ausgaben für 
Güter und Leistungen Der laufende Sachaufwand 
(in ökonomischer Abgrenzung) eignet sich jedoch 
nur sehr beschränkt für konjunkturpol i t ische Zwecke, 
wei l er nur zum Teil aus langlebigen Gütern besteht, 
deren Anschaffung vorgezogen oder aufgeschoben 
werden kann Insgesamt sind im laufenden Sach­
aufwand 1976 Ausgaben für Kaufe von Gütern und 
Leistungen von rund 2 2 4 Mrd. S enthalten 1) Zusam­
men mit den Investit ionen werden 1976 vom Bund 
unmit telbar Güter und Leistungen für rund 41 4 Mrd. S 
nachgefragt 

Personalaufwand steigt unterdurchschnittlich 

Der Bund kauft nicht nur Güter (und Leistungen) von 
Unternehmungen, sondern leistet erhebl iche Ein­
kommenszahlungen an private Haushalte in Form 
des Personalaufwandes für die akt iven Bediensteten 
und von Transferzahlungen, die großtei ls auch der 
Einkommensumvertei lung dienen. 
Der Bund beabsicht igt, im Jahre 1976 kein zusätz­
l iches Personal einzustellen.. Die Zunahme des Per­
sonalaufwandes für aktive Bedienstete entspr icht 
daher der Pro-Kopf-Steigerung der Einkommen. Ein 
Vergle ich des Personalaufwandes für aktive Bedien­
stete im Bundesvoranschlag 1976 mit dem voraus-

l ) Außerdem sind im laufenden Sachaufwand Ausgaben 
enthalten, d ie in ihrer Ökonomischen Wirkung Personal­
ausgaben gleichzusetzen sind (z. B. Taggelder für Prä­
senzdiener, Aufwandsentschädigungen u s w ) 
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Ausgaben an private Haushalte 
Übersicht 5 

1974 1975 1976 V e r ä n d e -
Erfolg Schätzung BVA' ) rung 1976 

gegen 1975 
M r d 5 

Personalaufwand für akt ive 
Bedienstele 3) . 4 3 2 49 2 53 4 + 8 5 

Ausgaben zur Einkommens-
umverfei long 52 4 65 5 69 8 + 6 6 

Ausgaben an private Haushalte 9 5 6 1 1 4 7 123' 2 + 7 ' 4 

Ausgaben an private Haushalte in 
% d persönl Bruttoeinkommens 1 8 6 20 2 1 9 8 

' ) Keine Änderung durch Konjunkturausgleichsvoranschlag — ! ) Einschließlich 
Personal aufwand für Landeslehrer 

sicht l ichen Ergebnis 1975 läßt erkennen, daß mit 
einer Steigerung von rund 7 % gerechnet wird (ohne 
Berücksicht igung der Gehälter der Landeslehrer, die 
vom Bund zu bezahlen sind). Die vorgesehene Stei­
gerung des Personalaufwandes beruht auf den Aus­
wirkungen der Gehaltserhöhung ab 1. Jul i 1975 und 
impliziert , daß 1976 keine Gehaltserhöhung erfolgt 

Neben dem Personalaufwand für die akt iven Bedien­
steten fl ießen den privaten Haushalten auch noch 
Transferzahlungen durch die Einkommensumvertei­
lung zu. Auch die Zahlungen werden 1976 schwä­
cher steigen ( + 7%) und rund 69 8 Mrd S betragen 
Insgesamt werden 1976 die privaten Haushalte aus 
dem Bundeshaushalt rund 123 2 Mrd S erhalten, um 
7 V 2 % mehr als 1975 Von den gesamten persön­
l ichen Brut toeinkommen in Österreich stammen 
somit rund 2 0 % aus dem Bundeshaushalt Dennoch 
sind auch in d iesem Bereich d ie Mögl ichkei ten be­
schränkt, einen schwächeren Anstieg im privaten 
Bereich zu kompensieren, wei l ein Ausfal l von 1 % 
an Einkommen im privaten Sektor einen Anstieg der 
vom Bund an die privaten Haushalte f l ießenden Ein­
kommen von 4 % zur Folge haben müßte, wenn 
das Niveau gleich bleiben sol l , 

Finanzierungsausgaben wichtiges Instrument der 
Nachfragebeeinflussung 

Trotz der aufgezeigten Grenzen, in denen d ie Nach­
frage durch die Ausgaben des Bundes beeinflußt 
werden kann, dürfen andererseits die vorhandenen 
Mögl ichkei ten nicht unterschätzt werden. Insbeson­
dere durch d ie Finanzierungsausgaben kann der 
Bund die Nachfrage erhebl ich stärker beeinflussen, 
als die Ausgaben im Bundeshaushalt vermuten las­
sen, und die Wirkung erhebl ich breiter streuen als 
bei den Ausgaben für d i rekte Käufe Vor al lem durch 
Investit ionszuschüsse, Darlehensgewährungen und 
die Übernahme von Haftungen lassen sich starke 
und breit gestreute Wirkungen erzielen. Die Effekte 
dieser Ausgaben auf die Nachfrage sind dann groß, 
wenn die Gewährung von Zuschüssen (in Form von 
Kapitaltransfers oder Darlehen) oder die Übernahme 

von Haftungen d ie Voraussetzung ist, daß Projekte 
durchgeführt werden können. Das läßt s ich deut l ich 
an Hand der Haftungen zeigen Ende 1974 betrug der 
Stand des Haftungsobl igos des Bundes 7435 Mrd S. 
Die Wirkung ist sehr breit gestreut, wei l ein erheb­
l icher Teil auf d ie Ausfuhrhaftungen entfällt 1976 
wi rd der Bundeshaushalt aus den Haftungsübernah­
men jedoch nut mit rund 200 Mill S netto (etwa 
0 3 % des Haftungsobligos) in Anspruch genom­
men. 

Auch die Investit ionszuschüsse spiegeln in der Regel 
nur einen Teil der tatsächl ich bewirkten Nachfrage. 
Die Ausgaben für Investit ionszuschüsse und Betei l i ­
gungen der Sondergesel lschaften 1 ) der U-Bahn und 
des Al lgemeinen Krankenhauses in Wien machen mit 
rund 1 5 Mrd . S nur rund ein Viertel des tatsächl ich 
für 1976 vorgesehenen Investi t ionsvolumens dieser 
Projekte aus. Ähnl iche Wirkungen gehen auch von 
den Leasing-Projekten aus. Auch hier übersteigt das 
Invest i t ionsvolumen die im Bundeshaushalt vorge­
sehenen Ausgaben von rund 0 6 Mrd S für 1976 er­
hebl ich Insgesamt sind 1976 im Grundbudget für 
Investit ionszuschüsse, invest i t ionsfördernde Darlehen, 
Betei l igung und Ausgaben für Haftungsinanspruch­
nahme 6 8 Mrd S (einschl ießl ich Konjunkturaus­
gleichsvoranschlag 7 6 Mrd. S) vorgesehen 

Transferzahlungen als automatische Stabilisa­
toren 

Neben der Aufgabe der Nachfragesteuerung trägt 
der Bundeshaushalt auch zur Einkommensumvertei­
lung bei Der Bund leistet zu diesem Zweck Transfer-

Übersicht 6 
Elnkommensumverteilung im Bundeshaushalt 

Ausgaben zur Einkommens­
umvertei lung 
aus zweckgebundenen Ein­

nahmen f inanziert 
Pensionsbeiträge 
Steuern vom Einkommen' ) . 
Steuern vom V e r m ö g e n und 
Vermögensverkehr 1 ) 

1974 
Erfolg 

52 4 

12 7 
1 2 

29 7 

2 S 

1975 
Schätzung 

Mrd S 

65 5 

1 6 8 
1 3 

31 1 

3 3 

1976 
BVA ' ) 

69 8 

1 7 6 
1 4 

35 4 

4 2 

Veränderung 
1976 gegen 

1975 
in % 

+ 6 6 

+ 4 8 
+ 7 7 
+ 1 3 8 

+ 1 3 

in % der Ausgaben zur Etnkommensumverteüung 
aus zweckgebundenen 

Einnahmen f inanziert 24 3 25 6 25 3 
Steuern vom Einkommen, 

Vermögen u Vermogens-

verkehr 62 1 52 5 56 7 
' ) Keine Änderung durch Koniunkturausglerchsvoranschlag. — J ) N e t t o e i ­
nahmen für den Bund 

*) Als Sondergesel lschaf ten gel ten die Brenner Autobahn 
AG, die Tauern Autobahn AG, die Felbertauern Autobahn 
AG, die Gle inalm-Autobahn AG, die Ar lberg Straßentunnel 
AG und die Internat ionale Amtssi tz und Konferenzzentrum 
Wien AG. 
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Zahlungen an private Haushalte und Zuschüsse zur 
Sozialversicherung. Insgesamt wendet der Bund rund 
ein Drittel der Gesamtausgaben dafür auf. 

Rund ein Viertel dieser Ausgaben wi rd aus zweck­
gebundenen Einnahmen finanziert. Diese Einnahmen 
werden von der Entwicklung der Löhne und Gehälter 
bestimmt (Dienstgeberbeitrag zum Famil ienlasten-
ausgleichsfonds, Arbeits losenversicherungsbeiträge) 
Auch die Zuschüsse zur Sozialversicherung sind auf 
Grund der Ausfal lhaftung von den Einnahmen an 
Sozialversicherungsbeiträgen und damit ebenfalls 
von den Löhnen und Gehältern abhängig. Der Groß­
teil dieser Umvertei lungsausgaben wirkt daher wie 
automat ische Stabil isatoren. Deutl ich ausgeprägt ist 
diese Wirkung in der Arbeitslosenversicherung. Auf 
Grund der Abschwächung der Konjunktur wird mit 
höheren Ausgaben (1976: 3 1 Mrd S, 1975: 2 4 Mrd S) 
für Arbeits losenunterstützung (einschl ießl ich Not­
standshil fe, Karenzurlaubsgeld und Krankenversiche­
rung) gerechnet. Außerdem werden mehr Mittel für 
die Arbei tsmarkt förderung benötigt, die ebenfal ls 
großtei ls aus den Arbei ts losenversicherungsbei trägen 
f inanziert w i rd . Die Einnahmen werden jedoch durch 
d ie Konjunkturabschwächung gedrückt, so daß 1976 
rund 300 Mül, S aus dem Reservefonds nach dem 
Arbeits losenversicherungsgesetz entnommen werden 
müssen. 

(n der Pensionsversicherung nehmen d ie Steige­
rungsraten der Ausgaben auf Grund der Pensions­
anpassung zu. Ab 1. Jänner 1976 werden die Pen­
sionen auf Grund des Anpassungsfaktors um 11 5% 
erhöht (1974 betrug der Anpassungsfaktor 10 4%) . 
Außerdem wirkte sich im kommenden Jahr die zu­
sätzl iche Pensionserhöhung vom 1. Jul i 1975 um 3 % 
aus Die Einnahmen dagegen werden durch die 
Konjunkturabschwächung gedämpft, so daß die 
Bundeszuschüsse stark erhöht werden müssen Für 
1976 sind 18 0 Mrd S Bundeszuschüsse zu den Pen­
sionsversicherungen präl iminiert Einschließlich der 
Ausgaben für Ausgleichszulagen müssen für die 
Pensionen 2264 Mrd S aufgewendet werden. 

Um die Wirkungen der Umvertei lung des Bundes­
haushaltes abschätzen zu können, muß die Finan­
zierung mitberücksicht igt werden. Obgleich auf 
Grund des Non-Affektat ionsprinzips eine Zuordnung 
best immter Steuereinnahmen zu best immten Aus­
gaben nicht mögl ich ist, so ist doch ein Vergleich 
mit den Nettoeinnahmen an Steuern vom Einkommen 
und Vermögen aufschlußreich Unter der Annahme, 
daß die Umvertei lungsausgaben aus diesen Einnah­
men finanziert werden, ist die Auswirkung größer, 
als wenn sie aus indirekten Steuern getragen wür­
den.. In Österreich ist dieser Zusammenhang zwi­
schen best immten Steuereinnahmen und Umvertei­
lungsausgaben auch deshalb enger, wei l auf Grund 

gesetzl icher Best immungen 1 ) ein Teil der Gewerbe­
steuereinnahmen und der Abgabe von land- und 
forstwir tschaft l ichen Betrieben zur Finanzierung der 
Uberweisungen an die Pensionsversicherungsanstalt 
der Selbständigen und der Bauern herangezogen 
w i rd , ohne daß diese Steuerantei le im strengen 
Sinne zweckgebunden wären Es läßt s ich zeigen, 
daß die Einnahmen an Steuern von Einkommen und 
Vermögen nicht ausreichen, die Ausgaben zur Ein­
kommensumvertei lung zu f inanzieren. 1975 mußten 
sie in verstärktem Ausmaß aus anderen Einnahms­
quellen f inanziert werden, 1976 wi rd sich jedoch das 
Verhältnis wieder etwas bessern.. 

Gegenläufige Faktoren beeinflussen Einnahmen­
entwicklung 

Die Einnahmenentwicklung ist 1976 durch gegen­
läufige Effekte geprägt. Die Erhöhung der Mehrwert­
steuer und verschiedener Postgebühren wi rd Mehr­
einnahmen erbr ingen. Der weitere Abbau der Zöl le, 
die Senkung des Investit ionssteuersatzes und die 
noch spürbaren Auswirkungen der Lohn- und Ein­
kommensteuersenkung 1975 werden hingegen die 
Einnahmen dämpfen. Insgesamt dürfte der Antei l 
der Einnahmen des Bundes am nominel len Brutto-
Nat ionalprodukt 1976 auf 25% (1975: 24%) steigen. 

Obgle ich der Antei l der Steuern an den gesamten 
Einnahmen des Bundes leicht zurückgeht (1976: 
59%, 1975: 59 5%) sind d ie Steuern die wicht igste 
Finanzierungsquel le Neben der Finanzierung der 
Ausgaben haben die Steuern jedoch auch eine al lo-
kative Funktion, den Entzug privater Nachfrage 2 ) 
Die Entzugswirkungen sind für die konjunkturel le 
Beurtei lung wicht iger als die Finanzierungsfunkt ion 
Auch der Antei l der Steuern am Brutto-Nat ional-
produkt läßt sich nur im Rahmen der Entzugswirkung 
nicht aber aus der Finanzierungsaufgabe interpre­
t ieren. 1976 wi rd der Antei l der Steuern am Brutto-
Nat ionalprodukt auf 23 4 % (1975: 22 9%) steigen. Die 
Entzugseffekte der Steuern werden daher stärker, 
was ausschl ießl ich auf die Erhöhung des Normal­
satzes der Mehrwertsteuer von 16% auf 18% zurück­
zuführen ist, Diese Erhöhung wi rd 1976 rund 
4 5 Mrd. S Mehreinnahmen erbr ingen 3 ) . Netto ver­
bleiben dem Bund 3 2 Mrd S. 

l ) Gemäß § 27 (1) GSPVG bzw. § 19 (1) B-PVG werden 1976 
aus diesen Steuereinnahmen rund 1'8 Mrd S für d ie Uber­
weisung an die Pensionsversicherungsanstal t verwendet 
3 ) „Durch Steuererhebung wi rd die private Nachfrage ein­
geschränkt, und Ressourcen werden f re igesetzt" . R. A Mus­
grave, Finanztheorie, Tübingen 1966, S 18. 
3 ) Insgesamt w i rd mit zusätzl ichen Einnahmen von etwa 
5 4 Mrd.. S gerechnet. Im Jahre 1976 werden jedoch nur 
; ' / B dieser Mehreinnahmen wi rksam. 1/& entfäl l t auf das Jahr 
1977. 
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Übersicht 7 
Gesamteinnahmen 

1974 1975 1976 Veränderung 

Erfolg Schätzung BVA 1976 gegen Schätzung 
1975 

Mrd S i n % 

Steuern (netto) , 89 0 94 1 105 9 + 1 2 5 

Steuerähnliche Einnahmen' ) 1 9 5 21 7 24 0 + 1 0 5 

Betriebseinnahmen 29 3 30 8 36 6 + 1 8 7 

Sonstige 10 8 11 5 12 9 + 12 2 

Gesamteinnahmen 1 4 3 6 1 5 8 1 179'4 + 13"4 

' ) Einschließlich Beitrag an den Katastraphenfands 

Für die Finanzierungsfunkt ion der Steuern ist der 
Ertrag an Abgaben maßgebend. 1975 werden die 
Steuereinnahmen des Bundes um rund 10 Mrd. S 
hinter dem Voranschlag zurückble iben. Diese starke 
Abweichung zwischen Voranschlag und voraussicht­
l ichem Ergebnis hat erhebl ich zur Erhöhung des 
Defizites im Budgetvol lzug beigetragen und läßt sich 
auf zwei Faktoren zurückführen 

Erstens auf die Abschwächung der Konjunktur. 
Steuerschätzungen müssen auf Grund des Zeitplanes 
der Budgeterstel lung bereits im September für das 
kommende Jahr erstellt werden Im September 1974 
schien es plausibel , den Steuerschätzungen für 1975 
eine nominel le Wachstumsrate von 1 3 V 2 % zugrunde 
zu legen Die Abschwächung der Wachstumsrate er­
klärt die Mindereinnahmen zu einem erhebl ichen 
Tei l , aber nicht ganz. 

Der zweite Faktor liegt in den besonderen Proble­
men von Steuerschätzungen. Gesamtwirtschaft l iche 
Prognosen stützen s ich auf das System der volks­
wir tschaft l ichen Gesamtrechnung. Für Steuerprogno­
sen ist es er forder l ich, diese Daten auf steuerl iche 
Bemessungsgrundlagen umzurechnen 1 ) . Außerdem 
müssen Annahmen über Verhaltensänderungen der 
Steuerpf l icht igen, etwa durch die Einführung der 
Individualbesteuerung, getroffen und die Auswirkun­
gen von gesetzl ichen Maßnahmen oder auch von 
Regelungen auf Grund von Erlässen 2) berücksicht igt 
werden. Der Fehlerspielraum der Steuerprognosen 
ist daher auf Grund dieser Sonderfaktoren noch er­
hebl ich größer als jener der gesamtwir tschaft l ichen 
Prognosen. 

*) Am Beispiel der Mehrwertsteuer läßt s ich das deut l ich 
demonstr ieren Der in der gesamtwir tschaf t l ichen Prognose 
enthal tene private Konsum ist ein In länderkonsum Für die 
Mehrwertsteuerschätzung ist jedoch der In landkonsum maß­
gebend. Die Investi t ionen der vo lkswir tschaf t l ichen Gesamt­
rechnung müssen in mehrwertsteuer-, investi t ionssteuer­
pf l icht ige Investi t ionen aufgespalten werden 
2) So hatte der Erlaß über die umsatzsteuer l iche Behand­
lung halbfert iger Wohnbauten zum 31. Dezember 1972 
erhebl iche Auswirkungen auf das Mehrwerts teueraufkom­
men bis in die Jahre 1975. 

Für 1976 wurde der Einnahmenschätzung eine vom 
Institut für Wirtschaftsforschung prognost iz ierte 
Wachstumsrate des nominel len Brutto-Nat ionalpro­
duktes von 9 % zugrunde gelegt 

Übersicht 8 
Steuereinnahmen 

(Brutto) 

1974 1975 1976 Veränderung 
Erfolg Schätzung 

M r d S 

BVA 1976 gegen 
1975 

i n % 

Steuern 
vom Einkommen 62 0 63 4 72 1 + 13 8 

von der Einkommens­
verwendung 67 8 75 5 85 3 + 12 9 

vom Vermögen und 
Vermögensverkehr 3 9 4 7 5 6 + 19 4 

7 8 6 6 5 6 - 1 5 7 

Summe 141'5 150 1 1 6 8 5 + 12'2 

1976 wi rd mit Brutto-Steuereinnahmen von 168 47 
Mrd.. S gerechnet. Dem Bund verbleiben zur Finan­
zierung seiner Ausgaben 105 9 Mrd. S. Innerhalb des 
Steuersystems läßt sich eine deut l iche Verschiebung 
zu den Steuern von der Einkommensverwendung 
feststei len, insbesondere zur Umsatzsteuer, d ie ein­
schl ießl ich der Investit ionssteuer 63 9 Mrd . S er­
br ingen soll. Damit werden diese Steuern immer 
mehr zur ergiebigsten Finanzierungsquelle. 

Die Steuern vom Einkommen, insbesondere die Ein­
kommensteuer, sind noch durch die Auswirkungen 
der Steuersenkung 1975 beeinflußt.. Bei den einheits-
wertabhängigen Steuern vom Vermögen und Ver­
mögensverkehr werden die präl iminierten Einnah­
men nur dann erreicht, wenn entweder Steuersätze 
erhöht oder best immte Maßnahmen bei der Ermitt­
lung der Einheitswerte ergriffen werden. Die Steuern 
von Einfuhren verl ieren wegen des Zol labbaues 
wei ter an Bedeutung 

Eine andere Verschiebung in der Steuerstruktur 
könnte langfr ist ig für den Bundeshaushalt erhebl iche 
Konsequenzen haben. Das Steueraufkommen ver­
schiebt s ich immer stärker von den ausschließlichen 
zu den gemeinschaftlichen Bundesabgaben, deren 
Ertrag zwischen Bund, Ländern und Gemeinden ge­
tei l t wird. Ihr Antei l an den gesamten Steuereinnah­
men steigt von 7 5 1 % (1974) auf 77 1 % (1976), jener 
der ausschl ießl ichen Bundesabgaben geht von 24 9 % 
auf 22 9 % zurück. Diese Verschiebung in der Struk­
tur läßt sich damit erklären, daß die Zöl le als aus­
schl ießl iche Bundesabgabe durch den Zol labbau 
stark an Bedeutung ver loren haben, die übr igen 
ausschl ießl ichen Bundesabgaben aber mit Ausnahme 
der Körperschaftsteuer, die starken Schwankungen 
unterworfen ist, nur eine geringe Rolle im Steuer­
system spielen. 
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Kräftig steigen werden die Betriebseinnahmen. Ins­
gesamt erwarten die Betr iebe 36 6 Mrd. S an Ein­
nahmen, wovon 3 1 3 Mrd. S auf Einnahmen aus 
Leistungen entfal len Die Anhebung verschiedener 
Postgebühren soll Mehreinnahmen von etwa 2 Mrd. S 
br ingen, die Bahn erwartet Mehreinnahmen aus der 
ganzjährigen Auswirkung der im Jahre 1975 erhöhten 
Frachttarife. Insgesamt decken die Leistungseinnah­
men fast drei Viertel der Gesamtausgaben der Be­
tr iebe. Dieses Deckungsverhältnis hat s ich durch die 
Gebührenerhöhung stark gebessert Es ist bei e in­
zelnen Betr ieben recht unterschiedl ich Bei der Post 
decken die Einnahmen an Leistungen die gesamten 
Aufwendungen laut Wirtschaftsvoranschlag Bei der 

Bundesbahn ist das Deckungsverhältnis ungünstiger. 
Zu berücksicht igen ist ferner, daß die Betr iebe in 
erhebl ichem Maße Eigenleistungen akt iv ieren, die 
nicht in den Einnahmen enthalten sind Insgesamt 
rund 1 3 Mrd. S an Aufwendungen, die den Budget­
abgang erhöhen, sollen für die Err ichtung selbst­
erstellter Anlagen aufgewendet werden. Die Betr iebe 
müssen stärker als Unternehmungen betrachtet wer­
den, wozu es s ich empfiehlt, weniger vom kameralen 
Ergebnis als v ie lmehr vom Wirtschaftsergebnis, das 
einer Gewinn- und Verlustrechnung entspricht, aus­
zugehen. 

Gerhard Lehner 
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